Einstiegshilfe ins Vereinsrecht

Allen Personen, die an der Gründung von Vereinen interessiert, aber mit dem Vereinsrecht nicht vertraut sind, soll hier ein Überblick über die notwendigen Schritte und die häufigsten Fragen gegeben werden. Um die Orientierung zu erleichtern, wird allerdings über das Gründungsgeschehen hinausgegangen.

In Österreich besteht die verfassungsmäßig garantierte Freiheit, einen Verein zu gründen und einem Verein anzugehören.

Vereine mit ehrenamtlich tätigen Funktionären sind aus unserer Gesellschaft nicht mehr wegzudenken. Sie wirken in vielfältiger Weise an der Gestaltung unseres Lebens mit. In Freizeit, Sport und Beruf, im sozialen Bereich, im Bildungswesen, in Wissenschaft, Kultur, Wirtschaft und Politik begegnen wir einer enormen Vielzahl und Vielfalt von Vereinen.

Aus der umfangreichen Literatur wurde im folgenden eine Einstiegshilfe ins Vereinsrecht auf Grundlage des Vereinsgesetzes 1951 formuliert, die auf Vorarlberger Verhältnisse zugeschnitten ist.

Hilfestellungen bei allen Problemen, die sich im Laufe eines Vereinslebens ergeben können, bieten auch die Vereinsbehörden bei den Bezirkshauptmannschaften, die Sicherheitsdirektion für Vorarlberg in Bregenz und das Bundesministerium für Inneres in Wien an.

Adresse:

Bundesministerium für Inneres, Abteilung II/15

Internet: http://www.bmi.gv.at/Vereinswesen

E-Mail: verein@mail.bmi.gv.at

Letzte Änderung: 10.10.97

A: Allgemeine Fragen

1. Was ist ein Verein?

Als Verein bezeichnet man den freiwilligen, auf längere Zeit geplanten organisierten Zusammenschluß von Personen zur Erreichung eines bestimmten Zwecks. Er wird als juristische Person bezeichnet. Der Verein kann unabhängig von seinen Mitgliedern für sich selbst Rechte und Pflichten haben, Besitz und Eigentum erwerben. Er kann z.B. Verträge abschließen, Räumlichkeiten oder Sportstätten mieten, Bankkonten eröffnen, als Arbeitgeber auftreten, einen Fuhrpark unterhalten, Spenden sammeln. Die Tätigkeit des Vereins wird durch Satzungen (Statuten) geregelt.

2. Was für Vereine kann man unterscheiden?

Ideelle Vereine, wirtschaftliche Vereine, politische Vereine, Versicherungsvereine auf Gegen-seitigkeit, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Unterstützungsvereine, religiöse Vereine .....

3. Welches Verhältnis besteht zwischen einem Hauptverein und einem Zweigverein?

Für das Bestehen eines Zweigvereins ist die Existenz eines Hauptvereins unabdingbare Voraussetzung. Jedoch hat die Auflösung eines Zweigvereins keinen Einfluß auf den Fortbestand des Hauptvereins.

Die Zweigvereine besitzen meistens die organisatorische Selbständigkeit eines Vereines (Beispiel: ARBÖ-Ortsgruppen) und können die abgabenrechtlichen Vereins-Freibeträge in Anspruch nehmen.

4. Was ist ein Anhängerverein?

Vereine, die zur Unterstützung (z.B.: Beschaffung von finanziellen Mitteln) eines anderen Vereins oder einer bestimmten Person gegründet wurden, bezeichnet man als Anhängervereine.

5. Was ist eine Vereinssektion?

Eine Sektion stellt lediglich eine verwaltungstechnische Untergliederung eines Vereins dar. Sie besitzt daher kein eigenes Statut und daher keine eigene Rechtspersönlichkeit. Die Funktionäre der Sektion werden entweder von der Generalversammlung des Vereins gewählt oder vom Vereinsvorstand bestimmt (Beispiel: Ein Sportverein betreibt mehrere Sportarten).

Die Tätigkeit einer Sektion wird stets dem Verein zugerechnet. Von besonderer abgabenrechtlicher Bedeutung ist, daß die in einzelnen Abgabenvorschriften vorgesehenen Freibeträge für Vereine nicht nach Anzahl der Sektionen vervielfacht werden können.

6. Was ist ein Dachverband?

Ein Dachverband ist ein Zusammenschluß von rechtlich selbständigen Vereinen auf Landes- bzw. Bundesebene, um Hilfestellungen in Vereinsangelegenheiten zu gewähren, gemeinsame Anliegen bei Behörden und Ämtern mit entsprechendem Gewicht zu vertreten und das Zusammengehörigkeitsgefühl ideell gleichgesinnter Vereine zu stärken.

Es bestehen keine Verknüpfungen wie bei Zweigvereinen. Daher bleibt eine allfällige Auflösung des Dachverbandes ohne rechtlichen Auswirkungen auf die Mitgliedsvereine.

7. Was ist ein Fachverband?

Der internationale Sport ist in Welt-Fachverbände gegliedert, die internationale Wettkämpfe, wie z.B. Europa- und Weltmeisterschaften, vergeben und einheitliche Wettkampf- und Qualifikationsregeln  beschließen. Pro Sportart gibt es pro Nation nur eine Mitgliedschaft. Um allen Sportlern der österreichischen Dachverbände ASKÖ, ASVÖ und UNION die Teilnahme an Landes-, Staatsmeisterschaften und internationalen Wettkämpfen zu ermöglichen, mußten auch in Österreich Fachverbände gebildet werden, welche die Mitgliedschaft beim zuständigen Europa- oder Weltverband erwerben konnten. Im Fachverband arbeiten die Dachverbände in den sportlichen Belangen zusammen. Aus früheren Zeiten sind die ASKÖ- und UNION-Bundesmeisterschaften erhalten geblieben.

8. Welche Gesetze bilden die Grundlage für die Tätigkeit eines Vereines?

Nach Artikel  12 des Staatsgrundgesetzes 1867, dem Vereinsgesetz 1951 und Artikel 11 der Menschenrechtskonvention 1950 sind alle Menschen berechtigt, Vereine zu bilden.

(Siehe Vereinsgesetz 1951 in der Fassung BGBl. Nr. 648/1987 und Versammlungsgesetz 1953 in der Fassung BGBl. Nr. 392/1968. Auf Gewinn berechnete Vereine, Religionsgesellschaften und politische Parteien unterliegen Sondergesetzen, nicht dem Vereinsgesetz 1951)

Für die Vereinstätigkeit sind noch zahlreiche abgabenrechtliche und landesgesetzliche Regelungen zu beachten, von denen auch Vereinssatzungen nicht befreien können ( z.B. Gewerberecht, Handelsrecht, Datenschutz, Arbeitsrecht, Insolvenzrecht usw.)

B: Fragen zur Vereinsgründung

1. Wer kann einen Verein gründen?

Grundsätzlich können natürliche Personen als Vereinsgründer auftreten, wobei eine österreichische Staatsbürgerschaft nicht erforderlich ist. Diese Personen werden als Gründer oder Proponenten bezeichnet.

2. Wie beginnt die Vereinsgründung?

Die erste Aufgabe der Vereinsgründer nach dem Entschluß zur Gründung besteht in der Ausarbeitung von Satzungen.

3. Wem ist die beabsichtigte Gründung eines Vereins zu melden?

An die Sicherheitsdirektion für Vorarlberg in Bregenz ist über die zuständige Bezirkshauptmannschaft (Vereinsbehörde) eine Bildungsanzeige (formlos) einzureichen. Dabei ist ein Gründungsmitglied als Zustellungsbevollmächtigter anzuführen.

Dieser Meldung sind die Satzungen in 3facher, fehlerfreier, deutscher Ausfertigung als Beilage anzuschließen. Die Bildungsanzeige ist mit einer 180 S Bundesstempelmarke, die beiliegenden Statuten mit 50 S Bundesstempelmarken je Bogen (das sind 2 Blatt, bzw. 4 Seiten DIN A4) zu versehen.

4. Was geschieht, wenn die Bildungsanzeige unterlassen wird?

Dadurch kann auch die Rechtspersönlichkeit des  Vereines nicht entstehen. Wird trotzdem von den Gründern mit der beabsichtigten Vereinstätigkeit begonnen, so entsteht eine Verwaltungsübertretung, die bis zum behördlichen Verbot führen kann.

5. Wann kann der neue Verein seine Tätigkeit aufnehmen?

Erfolgt durch die Vereinsbehörde nach Einreichung der Bildungsanzeige innerhalb von sechs Wochen keine Untersagung der Vereinsgründung, so kann mit der Vereinstätigkeit begonnen werden.

6. Gibt es besondere Gründe für ein Vereinsverbot?

Als Gründe für ein Verbot gelten Gesetz- oder Rechtswidrigkeit des in den Satzungen ausgewiesenen Zwecks oder wenn Gründe für die Annahme vorliegen, daß mit dem neuen Verein nur die Tätigkeit eines bereits behördlich aufgelösten Vereins fortgesetzt werden sollte.

7. Welche Bedeutung haben Vereinssatzungen?

Im Zuge der Gründung ist die innere „Verfassung“ des Vereins im Rahmen der Vorschriften durch das Vereinsgesetz durch die Gründer festzulegen.

Zivilrechtlich sind die Satzungen als Vertrag anzusehen, durch den die Rechte und Pflichten der Mitglieder umschrieben werden.

8. Welche Anforderungen an die Satzungen stellt das Vereinsgesetz im Besonderen?

a) Vereinszweck

Damit das Vereinsgesetz 1951 überhaupt Anwendung finden kann, muß der Zweck des Vereins sowohl ideeller Natur als auch gemeinnützig bzw. mildtätig oder religiös ausgerichtet sein. Insbesondere ist ausdrücklich in den Satzungen festzuhalten, daß die Vereinstätigkeit im Gesamten nicht auf Gewinn ausgerichtet ist.

Der Vereinszweck muß genau umschrieben und taxativ (einzeln) aufgezählt werden. Es ist nicht schädlich, wenn in weiterer Folge nicht alle Tätigkeiten ausgeführt werden. Wenn hingegen der Verein eine Tätigkeit aufnimmt, die nicht in den Satzungen enthalten ist, so müssen diese baldmöglichst entsprechend abgeändert bzw. ergänzt und wieder bei der Vereinsbehörde eingereicht werden.

b) Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks

In den Satzungen müssen auch die ideellen und materiellen Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks taxativ aufgezählt werden.

Beispiele für ideelle Mittel: Versammlungen, Miete von Sportstätten, Anstellung eines Trainers oder Lehrers, Vorträge, Errichtung eines Heimatmuseums, Abhalten von Ausstellungen, Organisierung von Fahrten und Wanderungen, Herausgabe einer Vereinszeitung oder sonstige dem Vereinszweck dienende Publikationen, Veranstaltungen im Sinne der Vereinsziele, usw.

Beispiele für materielle (finanzielle) Geldbeschaffung: Aufnahme- und Beitrittsgebühren, Mitgliedsbeiträge, Spenden, Unterhalt eines Kiosks, Verkauf von Abzeichen und anderen Gegenständen für Vereinsfreunde, Beiträge von übergeordneten Verbänden und Institutionen, Beiträge von Sponsoren, Werbeeinnahmen, Vereinsfeste, Zeltfeste, Basare, Flohmärkte, Beiträge für die besondere Benützung von Vereinseinrichtungen, usw.

Achtung: Greift ein Verein auf ein diesbezügliches Mittel, daß in den Satzungen nicht ausdrücklich aufgeführt wurde so könnte er sogar wegen Übertretung seines satzungsgemäßen Wirkungsbereiches aufgelöst werden!

c) Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft

In die Satzungen sind auch die Bestimmungen über den Erwerb und die Beendigung der Mitgliedschaft aufzunehmen.

Im Allgemeinen muß der Erwerb der Mitgliedschaft für jedermann möglich sein. Es kann zwar der Kreis der möglichen Mitglieder eingeschränkt (z.B. Betriebssportgemeinschaften) werden, doch kann dies steuerlich mangels Förderung der Allgemeinheit zum Verlust der Gemeinnützigkeit führen. 

Die Mitglieder können auch in ordentliche, außerordentliche und Ehren-Mitglieder unterteilt werden, wenn für alle Mitgliedsarten möglichst umfassend die Rechte und Pflichten festgelegt werden.

Ordentliche Mitglieder sind jene Personen, die sich voll an der Vereinsarbeit beteiligen können. Sie haben das aktive und passive Wahlrecht.

Außerordentliche Mitglieder sind im landläufigen Sinne die Personen, welche die Vereinstätigkeit durch die Zahlung eines erhöhten Mitgliedsbeitrages fördern. Zu den außer-ordentlichen Mitgliedern sind auch die Kinder im Alter von 6 bis 15 Jahren zu rechnen. Diese werden zivilrechtlich als „unmündige Minderjährige“ bezeichnet. Sie sind beschränkt handlungsfähig. Der Beitritt zum Verein mit der Verpflichtung zur (ermäßigten) Beitragszahlung und Trainings- sowie Wettkampfteilnahme tritt erst mit der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters (Vaters, Vormunds) in Kraft. Sie sind nicht deliktfähig und daher auch strafunmündig.

Ob auch Jugendliche im Alter von 15 bis 18 Jahren noch zu den außerordentlichen Mitgliedern gerechnet werden, muß der Verein selbst entscheiden. Zivilrechtlich gelten diese als „mündige Minderjährige“. Sie sind bereits verschuldensfähig und können sich im Rahmen ihrer Einkünfte (Lehrlingsentschädigung, Taschengeld, ...) im beschränkten Maße verpflichten. (z.B. mit Taschengeld Sportbekleidung, Sportgeräte erwerben).

Als Ehrenmitglieder können solche Personen (meist auf Lebenszeit) durch die Hauptversammlung geehrt werden, die sich besondere Verdienste um den Verein erworben haben. Sie werden dadurch von der Entrichtung des Mitgliedsbeitrages freigestellt. 

Die Vereinsmitgliedschaft erlischt im Normalfall durch den freiwilligen Austritt, durch Tod oder durch Ausschluß. Dazu sollte in den Satzungen der Abmelde- bzw. Austrittszeitpunkt bzw. Ausschlußbestimmungen festgelegt werden.

d) Einrichtung von Organen

Das Vereinsgesetz 1951 schreibt dem Verein als juristische Person auch die Einrichtung von Organen vor, die mit physischen Personen als Organwalter zu besetzen sind. Zwar enthält das Vereinsrecht keine näheren Ausführungen, doch sind dies üblicherweise die Generalversammlung, der Vorstand, die Rechnungsprüfer und das Schiedsgericht. Für die Frage, welche Handlungen den einzelnen Vereinsorganen zuzurechnen wären, sind die Ausführungen der Satzungen von eminenter Bedeutung.

Die Generalversammlung (Hauptversammlung) ist das oberste Vereinsorgan, in dem alle ordentlichen und Ehrenmitglieder mit Sitz und Stimme vertreten sind. Festzulegen ist auch die Vorgangsweise für die Einberufung, Antragsabgabe, das erforderliche Anwesenheits- und Abstimmungsverhältnis, sowie der zeitliche Abstand zwischen den Versammlungen, der Vorsitz und die vorbehaltenen Agenden (Tagesordnungspunkte).

Der Vorstand (das Präsidium)  ist die eigentliche Vereinsleitung, welche aus mindestens drei Personen (Obmann, Kassier, Schriftführer) zu bestehen hat. Durch die Satzungen sind die Bestellung, Zusammensetzung, der Aufgabenbereich, die Einberufung und der Vorsitz zu regeln. Bei großen Vereinen empfiehlt sich auch die Erstellung einer Geschäftsordnung, bzw. die Bestellung einer Geschäftsführung (=engerer Ausschuß). Vorsorgliche Bestimmungen sind auch für den Rücktritt bzw. den Tod von Vorstandsmitgliedern zu treffen. Vorstandsmitglieder können nur Personen werden, die bereits Vereinsmitglieder sind. Der Verlust der Mitgliedschaft zieht daher auch den Verlust des Amtes in der Vorstandschaft nach sich.

e) Erfordernisse für gültige Ausfertigungen

Die Zeichnungsberechtigung für den Verein muß in den Satzungen abgeklärt sein. (z.B. Schriftstücke durch Obmann und Schriftführer, finanzielle Angelegenheiten durch Obmann und Kassier)

f) Vorgang bei der Schlichtung von Vereinsstreitigkeiten

In den Satzung ist die Einrichtung eines Schiedsgerichtes für Streitigkeiten aus dem Vereinsverhältnis vorzusehen. Zur Vermeidung von Streitigkeiten ist über die Sitzungen des Vereinsvorstandes zumindest ein Beschlußprotokoll zu verfassen.

g) Vertretung des Vereins nach außen

Die Satzungen regeln auch die Frage der Vertretung des Vereins nach außen. In der Regel ist der Obmann (Präsident) der vertretungsbefugte Organwalter, welcher die Repräsentanz des Vereins darstellt und auch für die gesetzmäßige Tätigkeit des Vereins verantwortlich ist.

Die Frage der Vertretung nach außen ist von größter Bedeutung für die Frage der Haftung, dem Vollzug des Abgabenrechts und der strafrechtlichen Verantwortlichkeit.

h) Bestimmungen über die Vereinsauflösung

Die Satzungen müssen auch den Vorgang bei einer allfälligen Vereinsauflösung enthalten. Insbesondere kommt der Regelung über ein vorhandenes Vereinsvermögen größte Bedeutung zu.

i) Sitz des Vereins

In den Satzungen ist auch festzulegen, wo sich der Sitz eines Vereines befindet. In der Regel ist es der Ort, wo sich die Verwaltung befindet. Auch der Wohnort des jeweiligen Obmanns ist als Vereinssitz zulässig.

j) Vereinsname

Der Vereinsname ist ein wesentlicher Bestandteil der Satzungen. Er soll einen Schluß auf den hauptsächlichen Vereinszweck zulassen und Verwechslungen mit anderen Einrichtungen bzw. Vereinen verhindern.

9. Gibt es Rechtsmittel im Verfahren der Vereinsbildung?

Zu beachten ist im Gründungsverfahren der verfassungsrechtliche Grundsatz der Vereinsfreiheit. Untersagt die Vereinsbehörde  die Bildung eines Vereins, so steht den Gründern die Möglichkeit der Beschreitung des Rechtsweges offen.

Gemäß Vereinsgesetz 1951 kann gegen eine untersagte Vereinsbildung binnen zwei Wochen die Berufung an das Bundesministerium für Inneres ergriffen werden. Berufungsberechtigt sind die Gründer durch ihren Zustellungsbevollmächtigten. Die Berufung ist bei der Sicherheitsdirektion einzubringen, die in erster Instanz entschieden hat und ist mit einer 180 S Bundesstempelmarke pro Bogen zu versehen.

Hat als erste Instanz bereits das Bundesministerium für Inneres entschieden (z.B. Vereine mit bundesweiter Betätigung) , so ist gegen dessen Entscheidung genauso wie bei der Berufungsentscheidung kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. Gegen den Untersagungsbescheid durch das Bundesministerium für Inneres (1. oder 2. Instanz) steht jedoch das Recht zu, innerhalb sechs Wochen ab Zustellung des Bescheides eine Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof bzw. Verwaltungsgerichtshof wegen der Verletzung der Vereinsfreiheit einzureichen.

10. Wann erlangt der Verein seine volle Rechtspersönlichkeit?

Auch wenn der Verein mit der Zustellung des Nichtuntersagungsbescheids der Vereinsbehörde genehmigt wurde, so hat er damit noch nicht seine volle Rechtspersönlichkeit erlangt. 

Dies geschieht erst mit der gründenden Hauptversammlung, zu der von den Gründern einzuberufen ist.

Bei dieser konstituierenden Hauptversammlung beschließen die vorläufig stimmberechtigten Mitglieder (Gründer und bereits angemeldete Mitglieder), den Verein, dessen Entstehung von den Behörden bereits akzeptiert wurde, zu gründen. Die bereits genehmigten Satzungen werden vorgelegt und die Vereinsfunktionäre werden erstmals gewählt.

Diese konstituierende Hauptversammlung ist innerhalb eines Jahres nach Zustellung des Nicht-Untersagungsbescheides abzuhalten, andernfalls gilt die Vereinsbildungsanzeige als zurückgezogen.

Diese Jahresfrist kann allerdings von der Vereinsbehörde verlängert werden, wenn die Gründer glaubhaft machen können, daß sie durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis ohne ihr Verschulden verhindert worden sind, diese Frist einzuhalten. Dazu ist allerdings ein Fristverlängerungsantrag an die Vereinsbehörde notwendig.

Die konstituierende Hauptversammlung ist wie jede andere Generalversammlung des Vereines spätestens 24 Stunden vorher bei der zuständigen Bezirkshauptmannschaft – Vereinsbehörde – anzuzeigen.

Der Vereinsvorstand hat seine Mitglieder mit ihren Funktionen, Anschriften und Telefon-Nummern binnen vier Wochen nach deren Bestellung der Vereinsbehörde zu melden. 

Achten auf satzungsgemäße Unterschriften auf der Meldung!

Mit der konstituierenden Hauptversammlung hat der Verein seine volle Rechtspersönlichkeit als juristische Person erreicht und ist ab diesem Zeitpunkt Träger von Rechten und Pflichten öffentlicher und privatrechtlicher Natur.

C: Fragen zur Vereinstätigkeit
1. Worin besteht in der Regel die Vereinstätigkeit?

Die Tätigkeit eines Vereins besteht in der Regel in der Abhaltung von Zusammenkünften seiner Mitglieder. Diese kann in einer Probentätigkeit, einer Trainingstätigkeit oder einer anderen, den Zweck des Vereines erfüllenden Tätigkeit bestehen.

Eine Zusammenkunft mehrerer Personen, um gemeinsame Aktionen im Sinne des Vereinszwecks vorzubereiten, bezeichnet man in der Regel als Versammlung.

2. Was ist bei Vereinsversammlungen zu beachten?

Unter der Vorgabe, daß die Mitglieder des Vereins als geladene Gäste anzusehen sind, sind die Bestimmungen des Versammlungsgesetzes 1953 einzuhalten.

Daher besteht für Vereinsversammlungen mit Beschränkung auf die Mitglieder (als geladene Gäste) keine Meldepflicht. 

Beabsichtigt der Verein hingegen eine allgemein zugängliche Versammlung (Hauptversammlung) abzuhalten, so ist dies unter Angabe des Ortes, der Zeit, des Zwecks, wenigstens 24 Stunden vorher der Bezirkshauptmannschaft schriftlich zu melden. Diese Versammlungsanzeige ist von Stempelgebühren befreit. Für die Aufrechterhaltung der Ordnung und die Wahrung der Gesetze hat in erster Linie der Vorstand zu sorgen. Dieser hat gesetzwidrigen Handlungen und Äußerungen sofort entgegenzutreten und werden seine Anordnungen nicht befolgt, die Versammlung zu schließen. Andernfalls könnten solche Vorfälle als durch den Verein gebilligt und damit dem Verein zugerechnet werden.

Der zuständigen Bezirkshauptmannschaft steht es frei, zu jeder Versammlung einen oder mehrere Vertreter zu entsenden. Dieser hat sich beim Versammlungsleiter in seiner amtlichen Eigenschaft vorzustellen und bekommt einen angemessenen Platz sowie über Verlangen Auskunft über die Person des Redners und des Antragstellers. Wenn sich gesetzwidrige Vorfälle ereignen oder sich ein die öffentliche Ordnung gefährdender Charakter einstellt, ist die Versammlung von der Behörde zu schließen. Die Anwesenden sind dann verpflichtet, den Versammlungsort sofort zu verlassen und auseinanderzugehen. Im Falle der Nichtbefolgung hat die Auflösung unter Anwendung von Zwangsmitteln zu erfolgen. Die Schließung einer Versammlung kann als Amtshandlung beim Verwaltungsgerichtshof angefochten werden.

3. Können genehmigte Satzungen wieder geändert werden?

Die Satzungen eines Vereins können durch Beschluß der Hauptversammlung abgeändert werden. Diese Änderung wird aber erst wirksam, wenn diese bei der Vereinsbehörde, bei der die Gründung des Vereins angezeigt wurde, wieder gemeldet und von dieser nicht untersagt wurde.

Achtung! Jede Änderung wird vereinsrechtlich wie eine Neugründung behandelt. Die Vereinsbehörde wird bei einer Satzungsänderung auch die unverändert gebliebenen Satzungsteile neuerlich überprüfen, weil der Verein durch eine Änderung auch einen neuen Zweck als bisher verfolgen könnte. Häufig erfolgt auch die Einfügung des Sponsornamens in den Vereinsnamen, ohne daß der Vereinszweck geändert wird.

Bei der Umbildungsmeldung ist auch ein Auszug aus dem betreffenden Hauptversammlungsprotokoll beizulegen. Die Untersagung einer Satzungsänderung kann auch aus materiellen Gründen erfolgen.

4. Ist ein Zusammenschluß mit anderen Vereinen möglich?

Da ein direkter Zusammenschluß von verschiedenen Vereinen (nicht zu verwechseln mit Dach- bzw. Fachverbandsbeitritt) im Vereinsgesetz nicht vorgesehen ist, kann ein derartiger Zusammenschluß nur in der Form erfolgen, daß ein Verein sich auflöst und das Vermögen auf den anderen überträgt bzw. die alten Vereine aufgelöst werden und deren Vermögen dem neuen Verein übertragen wird.

Gegebenenfalls wäre noch eine Umgründung möglich, indem ein Verein zum Zweigverein eines anderen wird und dieser durch eine Satzungsänderung die Möglichkeit einer Bildung von Zweigvereinen erhält.

D: Fragen zur Auflösung eines Vereines
1. Wer kann die freiwillige Auflösung beschließen?

Ein wesentlicher Bestandteil der Vereinssatzungen bilden die Bestimmungen, bei Eintritt welcher Bedingungen oder Ereignisse (z.B. wenn der Vereinszweck erreicht ist oder wegfällt!) sich der Verein freiwillig auflöst.

Die Auflösung kann in der Regel nur durch eine Hauptversammlung mit qualifizierter Mehrheit beschlossen werden.

2. Wie ist bei einer freiwilligen Auflösung vorzugehen?

Der Beschluß einer solchen Vereinsauflösung ist der zuständigen Vereinsbehörde vom abtretenden Vereinsvorstand innerhalb vier Wochen zu melden. Dabei ist eine Auflösungsanzeige mit Auszug aus dem Protokoll der Hauptversammlung einzureichen (wie bei der Bildungsanzeige!).

Diese wird im Amtsblatt der Vorarlberger Landesregierung auf Kosten des Vereins kundgemacht. Damit sollen vermögensrechtliche Ansprüche gegenüber dem aufgelösten Verein ermöglicht werden. Die Kundmachung im Amtsblatt der Landesregierung oder im Amtsblatt zur Wiener Zeitung ist zwingend vorgeschrieben.

3. Was geschieht mit dem Vereinsvermögen?

In den Satzungen ist auch festzulegen, was mit dem vorhandenen Vereinsvermögen zu geschehen hat und wer es verwahrt, bis ein neuer Verein mit ähnlichem Zweck gegründet wird oder welcher gemeinnützigen Institution es zufließen soll. Es ist auch dafür zu sorgen, daß die schriftlichen und photographischen Unterlagen (z.B. Vereinschroniken) archiviert werden.

4. Wann kommt es zu einer behördlichen Auflösung?

Laut Vereinsgesetz 1951 kann ein Verein behördlich aufgelöst werden, wenn er seinen satzungsgemäßen Wirkungskreis überschreitet, Beschlüsse faßt, die Verstöße gegen das Strafgesetz bedeuten, sich eine behördliche Autorität anmaßt oder überhaupt den Bedingungen seines rechtlichen Bestandes nicht mehr entspricht.

Nach der Rechtssprechung wäre jedenfalls auch das Führen eines anderen Vereinsnamens sowie die wiederholte Abhaltung von nicht angemeldeten Hauptversammlungen ein Grund für eine behördliche Auflösung.

5. Wie geht die Behörde bei der Zwangsauflösung vor?

Wird in einem Verwaltungsverfahren der Vereinsbehörde festgestellt, daß der Verein eine gesetz- und rechtswidrige Tätigkeit entwickelt, führt dies zum Auflösungsbescheid. Der Auflösungsbescheid wird ebenfalls in einer amtlichen Zeitung verlautbart. Das Vereinsvermögen wird von der Behörde inventarisiert, versiegelt bzw. amtlich verwahrt.

Für einen behördlich aufgelösten Verein ist ein Liquidator zu bestellen. 

Wenn der Wert des Vermögens 500.000.- Schilling übersteigt oder eine Liegenschaft dazugehört, so obliegt die Bestellung der Bundesregierung, andernfalls der Vereinsbehörde mit Zustimmung des zuständigen Bundesministers. 

Bei einem Vermögenswert unter 500.000.- Schilling kann die Sicherheitsdirektion die Liquidation selbst durchführen.

Der Liquidator hat das Vereinsvermögen zu verwerten und soweit dies möglich und erlaubt ist, dem satzungsmäßigen Vereinszweck oder verwandten Zwecken, andernfalls allgemeinen Fürsorgezwecken zuzuführen. Die dabei vorgenommenen unentgeltlichen Vermögens-übertragungen sind von den öffentlichen Abgaben, den Bundesverwaltungsabgaben, den Gerichtsgebühren und Justizverwaltungsabgaben befreit.

6. Gibt es Rechtsmittel gegen eine Zwangsauflösung?

Der Verein kann das Rechtsmittel der Berufung ergreifen, solange der Auflösungsbescheid noch nicht rechtskräftig ist.

Sobald jedoch der Auflösungsbescheid rechtskräftig geworden ist, geht der Verein als Rechtsgegenstand unter und kann daher nicht mehr als eine Beschwerde beim Verfassungs- bzw. Verwaltungsgerichtshof einbringen. Eine solche Beschwerde könnte nur noch von ehemaligen Mitgliedern des aufgelösten Vereins eingebracht werden.

E: Weitere häufig gestellte Fragen
1. Was ist ein eingetragener Verein?

Im Verkehr mit deutschen Vereinen begegnen wir immer wieder dem Zusatz zum Vereins-namen „e.V. =eingetragener Verein“. Dieser Zusatz ist in Österreich nicht zulässig, da das Vereinsgesetz 1951 nicht die Eintragung in ein Vereinsregister (ähnlich dem Handelsregister) vorsieht.

2. Wir möchten vor der eigenen Vereinsgründung erfahren, ob es schon einen Verein mit „unserem“ vorgesehenen oder ähnlichen Namen gibt.

Das Vereinsgesetz verpflichtet die Bezirkshauptmannschaft bzw. die Sicherheitsdirektion, jedermann auf Verlangen Auskunft über die Anschrift bestimmter, in ihrem Zuständigkeitsbereich ansäßiger Vereine und deren Obmänner zu erteilen.

Vereine mit ähnlichem Namen ausfindig zu machen, ist aus technisch-organisatorischen Gründen nur mit Einschränkungen und in jedem Fall mit einem gewissen Restrisiko möglich.

3. Kann ich mir die Satzungen eines Vereines ansehen?

Bei der zuständigen Vereinsbehörde, wo ein namentlich bestimmter Verein seinen Sitz hat, können die Satzungen eingesehen und „Abschrift genommen“ werden. Solange es sich um „unbeglaubigte“ Abschriften handelt, sind Kopien gebührenfrei und lediglich Kopierkosten zu bezahlen.

4. Braucht ein Verein bei der Gründung ein bestimmtes Mindestvermögen?

Ein Verein im Sinne des Vereinsgesetzes muß bei seiner Gründung kein „Stammkapital“ aufweisen!

5. Was ist mit steuerlich begünstigten Spenden an den Verein?

Unter bestimmten Voraussetzungen können Spenden an Vereine als Steuerabsetzposten geltend gemacht werden. Der als begünstigt anerkannte Empfängerkreis (Vereine) wird jährlich einmal im Amtsblatt der österr. Finanzverwaltung verlautbart, zuletzt in der Nr. 94/1997 vom 1. April 1997. Besonderen Wert wird dabei auf die Gemeinnützigkeit und Wissenschaftlichkeit eines Vereins gelegt. Die geltenden Richtlinien für solche Zuwendungen sind bei der zuständigen Finanzverwaltung zu erfragen.

6. Welche Behörden/Stellen sind für die Vergabe von Subventionen bzw. Förderungen an Verein zuständig?

Eine Antwort auf diese Frage muß sehr allgemein ausfallen, weil für die vielfältige finanzielle Unterstützung keine generelle Regelung oder spezifische Kompetenzen bestehen.

Entsprechend dem Vereinszweck und dem örtlichen Tätigkeitsbereich des Unterstützung suchenden Vereins kann an die in Betracht kommende Gemeinde-, Landes-, oder Bundesbehörde herangetreten werden.

